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LANDESGESETZBLATT 
FÜR KÄRNTEN 

Jahrgang 2021 Ausgegeben am 22. Dezember 2021 www.ris.bka.gv.at 

112. Gesetz: Kärntner Informations- und Statistikgesetz, Kärntner Landesarchivgesetz 

und Kärntner Landesmuseumsgesetz; jeweils Änderung 

112. Gesetz vom 25. November 2021, mit dem das Kärntner Informations- und Statistik-
gesetz, das Kärntner Landesarchivgesetz und das Kärntner Landesmuseumsgesetz  
geändert werden 

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Kärntner Informations- und Statistikgesetz – K-ISG, LGBl. Nr. 70/2005, zuletzt geändert durch 
das Gesetz LGBl. Nr. 50/2019, wird wie folgt geändert: 

1. Das Inhaltsverzeichnis zum 4. Abschnitt lautet: 

„4. Abschnitt 
Weiterverwendung von Dokumenten öffentlicher Stellen 

 § 15  Zielsetzung und Anwendungsbereich 
 § 15a Ausnahmen vom Anwendungsbereich 
 § 15b Begriffsbestimmungen 
 § 15c Allgemeiner Grundsatz der Datennutzung 
 § 15d Anträge auf Weiterverwendung und deren Bearbeitung 
 § 15e Verfügbare Formate, Metadaten und dynamische Daten 
 § 15f Grundsätze zur Entgeltsbemessung 
 § 15g Transparenz und Standardentgelte 
 § 15h Bedingungen für die Weiterverwendung, Standardlizenzen  
 § 15i Praktische Vorkehrungen 
 § 16  Nichtdiskriminierung 
 § 17  Ausschließlichkeitsvereinbarungen 
 § 17a Forschungseinrichtungen und Forschungsförderungseinrichtungen 
 § 18  Hochwertige Datensätze 
 § 19  Rechtsschutz“ 

2. Der 4. Abschnitt des Gesetzes lautet: 

„4. Abschnitt 
Weiterverwendung von Dokumenten öffentlicher Stellen 

§ 15 
Zielsetzung und Anwendungsbereich 

(1) Ziel dieses Abschnittes ist es, im Sinne des Grundsatzes „konzeptionell und standardmäßig of-
fen“ die Verwendung offener Daten in Kärnten zu fördern und die Weiterverwendung von Dokumenten 
zu erleichtern, insbesondere um dadurch die Erstellung neuer Informationsprodukte und -dienste zu för-
dern. 

(2) Dieser Abschnitt regelt, soweit in § 15a nicht anderes bestimmt wird, den rechtlichen Rahmen für 
die kommerzielle und nichtkommerzielle Weiterverwendung  

 a) von vorhandenen Dokumenten,   

 1. die im Besitz öffentlicher Stellen im Sinne des § 15b lit. a sind und  
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 2. von diesen öffentlichen Stellen im Rahmen ihrer öffentlichen Aufgaben erstellt wurden sowie 

 b) von vorhandenen Dokumenten in Form von Forschungsdaten im Sinne des § 15b lit. g,   

 1. die öffentlich finanziert wurden,  

 2. im Besitz von Forschungseinrichtungen oder Forschungsförderungseinrichtungen, die öffent-
liche Stellen im Sinne des § 15b lit. a sind und  

 3. von Forschern, Forschungseinrichtungen oder Forschungsförderungseinrichtungen bereits 
über ein institutionelles oder thematisches Archiv öffentlich zugänglich gemacht wurden, 
selbst wenn diese nicht als öffentliche Stelle zu qualifizieren sind. 

(3) Rechtsvorschriften, die den Zugang zu Dokumenten öffentlicher Stellen regeln, insbesondere der 
erste und zweite Abschnitt dieses Gesetzes, werden durch diesen Abschnitt nicht berührt.  

(4) Rechtsvorschriften zum Schutz personenbezogener Daten, insbesondere jene der Verordnung 
(EU) 2016/679 (Datenschutz-Grundverordnung) und des Datenschutzgesetzes (DSG) sowie gesetzliche 
Verschwiegenheitspflichten, werden durch diesen Abschnitt nicht berührt.  

(5) Öffentliche Stellen im Sinne des § 15b lit. a dürfen das Recht von Herstellern von Datenbanken 
gemäß § 76d des Urheberrechtsgesetzes, BGBl. Nr. 111/1936, nicht in Anspruch nehmen, um dadurch die 
Weiterverwendung von Dokumenten zu verhindern oder die Weiterverwendung über die in diesem Ab-
schnitt festgelegten Bedingungen hinaus einzuschränken. 

(6) Rechtsvorschriften, die über die Anforderungen dieses Abschnittes hinausgehen, bleiben unbe-
rührt. 

§ 15a 
Ausnahmen vom Anwendungsbereich 

(1) Dieser Abschnitt gilt nicht für: 

 a) Dokumente im Besitz öffentlicher Stellen, die  

 1. nicht im Zusammenhang mit der durch Gesetz oder Verordnung festgelegten öffentlichen 
Aufgabe der betreffenden öffentlichen Stelle stehen, oder  

 2. in Ermangelung solcher Rechtsvorschriften nicht im Zusammenhang mit der durch allgemeine 
Verwaltungspraxis festgelegten öffentlichen Aufgabe der betreffenden öffentlichen Stelle ste-
hen, vorausgesetzt, dass der Umfang der öffentlichen Aufgaben transparent ist und regelmäßig 
überprüft wird;  

 b) Dokumente, die geistiges Eigentum Dritter betreffen, sowie Dokumente, die von gewerblichen 
Schutzrechten erfasst werden;  

 c) Dokumente, die nicht oder nur eingeschränkt zugänglich sind, beispielsweise 

 1. aus Gründen des Schutzes der nationalen Sicherheit, der umfassenden Landesverteidigung 
oder der öffentlichen Sicherheit, 

 2. aus Gründen des Schutzes der statistischen Geheimhaltung, 

 3. aus Gründen des Geschäftsgeheimnisses (einschließlich Betriebsgeheimnissen, Berufsgeheim-
nissen, Unternehmensgeheimnissen), 

 4. weil sie nur bei Nachweis eines besonderen rechtlichen Interesses zugänglich sind, 

 5. aus Gründen des Schutzes personenbezogener Daten, 

 6. aufgrund ihrer Eigenschaft als vertrauliche Informationen über den Schutz kritischer Infra-
strukturen im Sinne des Art. 2 lit. d der Richtlinie 2008/114/EG, 

 7. aus Gründen einer sonstigen gesetzlichen Verpflichtung zur Geheimhaltung; 

 d) Logos, Wappen und Insignien; 

 e) Teile von Dokumenten, die nach den Rechtsvorschriften, die den Zugang zu Dokumenten regeln, 
zwar zugänglich sind, die jedoch personenbezogene Daten enthalten,  

 1. deren Weiterverwendung gesetzlich nicht mit dem Recht über den Schutz von Personen in 
Bezug auf die Verarbeitung personenbezogener Daten vereinbar ist oder  

 2. gesetzlich als Beeinträchtigung des Schutzes der Privatsphäre und der Integrität der betroffe-
nen Person festgelegt ist,  

insbesondere im Einklang mit dem Unionsrecht oder dem österreichischen Recht im Hinblick auf 
den Schutz personenbezogener Daten; 

 f) Dokumente im Besitz anderer kultureller Einrichtungen als Bibliotheken, Museen und Archiven; 

 g) Dokumente im Besitz von elementaren Bildungseinrichtungen sowie Bildungseinrichtungen der 
Primarstufe- und Sekundarstufe; 
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 h) Dokumente im Besitz von Forschungseinrichtungen und Forschungsförderungseinrichtungen, 
einschließlich von Einrichtungen, die zum Zweck des Transfers von Forschungsergebnissen ge-
gründet wurden, sofern es sich nicht um Forschungsdaten im Sinne des § 15 Abs. 2 lit. b in Ver-
bindung mit § 15b lit. g handelt; dies gilt auch für Dokumente von Bildungseinrichtungen, soweit 
sie nicht bereits nach lit. g ausgenommen sind; 

 i) den Austausch von Dokumenten zwischen öffentlichen Stellen im Sinne des Art. 2 Z 1 der Richt-
linie (EU) 2019/1024 im Rahmen der Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben. 

(2) Die Bestimmungen der §§ 15d und 19 finden auch auf Begehren sinngemäß Anwendung, die 
sich auf Dokumente beziehen, die gemäß Abs. 1 nicht in den Anwendungsbereich dieses Abschnittes 
fallen.  

§ 15b 
Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Abschnittes bedeutet: 

 a) öffentliche Stelle: 

 1. das Land, 

 2. eine Gemeinde oder ein Gemeindeverband, 

 3. eine sonstige durch Landesgesetz oder aufgrund eines Landesgesetzes eingerichtete juristische 
Person des öffentlichen Rechts (Körperschaft, Anstalt, Stiftung, Fonds), 

 4. eine durch Landesgesetz oder aufgrund eines Landesgesetzes beliehene natürliche oder juristi-
sche Person im Umfang der Beleihung, einschließlich des Österreichischen Instituts für Bau-
technik, soweit dieses Aufgaben nach dem Kärntner Bauproduktegesetz, LGBl. Nr. 46/2013, 
wahrnimmt; 

 b) ein Dokument im Besitz einer öffentlichen Stelle, einer Forschungseinrichtung oder einer For-
schungsförderungseinrichtung: ein Dokument, das zur Weiterverwendung bereitzustellen die öf-
fentliche Stelle, die Forschungseinrichtung oder die Forschungsförderungseinrichtung einer öf-
fentlichen Stelle berechtigt ist;  

 c) Dokument:  

 1. jeder Inhalt unabhängig von der Form des Datenträgers (auf Papier oder in elektronischer 
Form oder als Ton-, Bild- oder audiovisuelle Aufnahme) oder 

 2. ein beliebiger Teil eines solchen Inhalts; 

 d) Standardlizenz: eine Reihe vorgegebener Bedingungen für die Weiterverwendung, die in digita-
lem Format vorliegen und vorzugsweise mit standardisierten online verfügbaren öffentlichen Li-
zenzen kompatibel sind; 

 e) Anonymisierung: den Prozess, in dessen Verlauf Dokumente in anonyme Dokumente umgewan-
delt werden, die sich nicht auf eine identifizierte oder identifizierbare natürliche Person beziehen, 
oder personenbezogene Daten so anonym gemacht werden, dass die betroffene Person nicht oder 
nicht mehr identifiziert werden kann; 

 f) dynamische Daten: Dokumente in digitaler Form, die häufig oder in Echtzeit aktualisiert werden, 
insbesondere aufgrund ihrer Volatilität oder ihres raschen Veraltens, wobei von Sensoren gene-
rierte Daten in der Regel als dynamische Daten angesehen werden; 

 g) Forschungsdaten: Dokumente im Sinne der lit. c in digitaler Form, bei denen es sich nicht um 
wissenschaftliche Veröffentlichungen handelt und die im Laufe von wissenschaftlichen For-
schungstätigkeiten erfasst oder erzeugt und als Nachweise im Rahmen des Forschungsprozesses 
verwendet werden oder die in der Forschungsgemeinschaft allgemein für die Validierung von 
Forschungsfeststellungen und Forschungsergebnissen als notwendig erachtet werden; 

 h) hochwertige Datensätze: Dokumente im Sinne der lit. c, 

 1.  deren Weiterverwendung mit wichtigen Vorteilen für die Gesellschaft, die Umwelt und die 
Wirtschaft verbunden ist, insbesondere aufgrund ihrer Eignung für die Schaffung von Mehr-
wertdiensten, Anwendungen und neuer, hochwertiger und menschenwürdiger Arbeitsplätze 
sowie aufgrund der Zahl der potenziellen Nutznießer der Mehrwertdienste und Mehrwertan-
wendungen auf der Grundlage dieser Datensätze, und 

 2. die gemäß Art. 13 und 14 der Richtlinie (EU) 2019/1024 und aufgrund dieser Artikel zu erlas-
senden Durchführungsrechtsakte als hochwertige Datensätze ausgewiesen werden; 

 i) Weiterverwendung: die Nutzung von Dokumenten im Sinne des § 15 Abs. 2 lit. a in Verbindung 
mit § 15b lit. c, einschließlich von Forschungsdaten im Sinne des § 15 Abs. 2 lit. b in Verbindung 
mit § 15b lit. g durch Rechtsträger für kommerzielle oder nichtkommerzielle Zwecke, die sich 
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von dem ursprünglichen Zweck der öffentlichen Aufgabe, für den die Dokumente erstellt wur-
den, unterscheiden; die Bereitstellung von Dokumenten an öffentliche Stellen im Sinne des § 15b 
lit. a an öffentliche Stellen im Sinne des Informationsweiterverwendungsgesetzes des Bundes o-
der an sonstige öffentliche Stellen im Sinne des Art. 2 Z 1 der Richtlinie (EU) 2019/1024 aus-
schließlich im Rahmen der Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgabe stellt keine Weiterverwendung 
dar; 

 j) personenbezogene Daten: personenbezogene Daten im Sinne des Art. 4 Z 1 der Verordnung (EU) 
2016/679;  

 k) maschinenlesbares Format: ein Dateiformat, das so strukturiert ist, dass Softwareanwendungen 
konkrete Daten, einschließlich einzelner Sachverhaltsdarstellungen und deren interner Struktur, 
leicht identifizieren, erkennen und extrahieren können; 

 l) offenes Format: ein Dateiformat, das plattformunabhängig ist und der Öffentlichkeit ohne Ein-
schränkungen, die der Weiterverwendung von Dokumenten hinderlich wären, zugänglich ge-
macht wird; 

 m) formeller, offener Standard: einen schriftlich niedergelegten Standard, in dem die Anforderungen 
für die Sicherstellung der Interoperabilität der Software niedergelegt sind; 

 n) angemessene Gewinnspanne: einen Prozentsatz der Gesamtkosten, der über den zur Deckung der 
einschlägigen Kosten erforderlichen Betrag hinausgeht, aber höchstens fünf Prozentpunkte über 
dem von der Europäischen Zentralbank festgesetzten Zinssatz liegt; 

 o) Dritte oder Dritter: jeder Rechtsträger außer der öffentlichen Stelle, der Forschungseinrichtung 
oder der Forschungsförderungseinrichtung, der oder die im Besitz der Dokumente ist; 

 p) Anwendungsprogrammierschnittstelle (API): ein Bestand an Funktionen, Verfahren, Definitio-
nen und Protokollen für die Maschine-zu-Maschine-Kommunikation und den verlustfreien Da-
tenaustausch; 

 q) offene Daten: Dokumente in einem offenen Format, die von allen zu jedem Zweck frei verwen-
det, weiterverwendet und weitergegeben werden können. 

§ 15c 
Allgemeiner Grundsatz der Datennutzung 

(1) Öffentliche Stellen haben sicherzustellen, dass Dokumente in ihrem Besitz und die dem Anwen-
dungsbereich dieses Abschnittes unterliegen, gemäß den §§ 15d bis 17 für kommerzielle und nichtkom-
merzielle Zwecke weiterverwendet werden können.  

(2) Abweichend von Abs. 1 haben Bibliotheken, Museen und Archive öffentlicher Stellen im Sinne 
des § 15b lit. a hinsichtlich von Dokumenten in ihrem Besitz, die dem Anwendungsbereich dieses Ab-
schnittes unterliegen und an denen sie Rechte des geistigen Eigentums innehaben, die Verpflichtungen 
gemäß den §§ 15e bis 17 nur dann einzuhalten, sofern sie die Weiterverwendung dieser Dokumente ge-
statten.  

(3) Forschungseinrichtungen und Forschungsförderungseinrichtungen sowie Bildungseinrichtungen, 
die den Bestimmungen dieses Abschnittes unterliegen, haben Forschungsdaten in ihrem Besitz und die in 
den Anwendungsbereich dieses Abschnittes fallen, vorbehaltlich des § 17a gemäß den §§ 15d bis 17 für 
kommerzielle und nicht kommerzielle Zwecke bereitzustellen. 

§ 15d 
Anträge auf Weiterverwendung 

und deren Bearbeitung 

(1) Jede natürliche oder juristische Person kann die Weiterverwendung von Dokumenten beantragen.  

(2) Anträge auf Weiterverwendung von Dokumenten öffentlicher Stellen sind schriftlich bei der öf-
fentlichen Stelle, in deren Besitz sich das beantragte Dokument befindet, zu stellen. Sie können in jeder 
technischen Form gestellt werden, die die öffentliche Stelle zu empfangen in der Lage ist; § 13 Abs. 2 
AVG gilt sinngemäß.  

(3) Im Antrag müssen das Dokument sowie der Inhalt, der Umfang oder die Art und Weise der Wei-
terverwendung des beantragten Dokumentes bezeichnet werden. Für Mängel schriftlicher Anträge gilt 
§ 13 Abs. 3 AVG sinngemäß. 

(4) Die öffentliche Stelle hat den Antrag auf Weiterverwendung ohne unnötigen Aufschub zu bear-
beiten und im Sinne des Abs. 5 und 7 zu erledigen. Sofern durch Bundes- oder Landesgesetz für die Be-
arbeitung von Anträgen auf Zugang zu Dokumenten oder Informationen besondere Fristen vorgesehen 
sind, sind diese für die Bearbeitung des Antrages maßgeblich. Ist keine solche Frist festgelegt, ist der 
Antrag binnen vier Wochen nach Einlagen zu bearbeiten und im Sinne des Abs. 5 zu erledigen. Kann die 
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Frist nach dem zweiten Satz aufgrund des Umfanges und der Komplexität des Antrages nicht eingehalten 
werden, so ist der Antrag spätestens innerhalb von acht Wochen zu erledigen. In diesem Fall ist der An-
tragsteller von der Verlängerung der Erledigungsfrist unter Angabe der Gründe so bald wie möglich, 
spätestens jedoch innerhalb von drei Wochen nach dem Einlangen des Antrages zu verständigen. 

(5) Die öffentliche Stelle darf einem Antrag auf Weiterverwendung eines Dokuments nicht entspre-
chen, wenn 

 a) das beantragte Dokument nicht in den Anwendungsbereich dieses Abschnittes fällt, insbesondere 
gesetzliche Verpflichtungen zur Geheimhaltung dem Antrag entgegenstehen, das beantragte Do-
kument geistiges Eigentum Dritter betrifft oder von gewerblichen Schutzrechten erfasst ist, oder 

 b) der Antrag den Erfordernissen des Abs. 2 nicht entspricht oder 

 c) für die Weiterverwendung der beantragten Dokumente die Vereinbarung von Bedingungen ge-
mäß § 15h erforderlich ist und der Antragsteller sich nicht bereit erklärt diese einzuhalten, oder 

 d) für die Weiterverwendung der beantragten Dokumente die Entrichtung eines Entgeltes gemäß 
§ 15f verlangt wird und der Antragsteller sich nicht bereit erklärt, das verlangte Entgelt zu ent-
richten.  

(6) Abs. 5 lit. c gilt nur, wenn die öffentliche Stelle Bedingungen für die Weiterverwendung von 
Dokumenten festlegt, die den Grundsätzen des § 15h entsprechen; Abs. 5 lit. d gilt nur, wenn die öffentli-
che Stelle ein Entgelt verlangt, welches den Grundsätzen des § 15f und des § 15g entspricht. 

(7) Darf die öffentliche Stelle bei Vorliegen eines Grundes gemäß Abs. 5 einem Antrag auf Weiter-
verwendung eines Dokumentes nicht entsprechen, hat sie dies dem Antragsteller schriftlich unter Angabe 
der Gründe mitzuteilen. In allen anderen Fällen hat die öffentliche Stelle dem Antragsteller fristgemäß  

 a) die beantragten Dokumente zur Gänze zur Weiterverwendung bereitzustellen oder 

 b) die beantragten Dokumente teilweise zur Weiterverwendung bereitzustellen und dem Antragstel-
ler schriftlich unter Angabe der Gründe mitzuteilen, dass seinem Antrag gemäß Abs. 5 teilweise 
nicht entsprochen wird oder 

 c) ein endgültiges Lizenzangebot zu unterbreiten, falls für die Weiterverwendung der beantragten 
Dokumente die Vereinbarung von Bedingungen gemäß § 15h erforderlich ist. 

(8) Stützt sich die ablehnende Mitteilung gemäß Abs. 5 lit. a und in Verbindung mit Abs. 7 lit. b da-
rauf, dass das beantragte Dokument geistiges Eigentum Dritter betrifft oder von gewerblichen Schutz-
rechten erfasst ist (§ 15a Abs. 1 lit. b), hat die öffentliche Stelle auf den Inhaber der Rechte zu verweisen, 
sofern ihr dieser bekannt ist. Andernfalls hat sie bekanntzugeben, von wem sie das Dokument erhalten 
hat. Bibliotheken, Museen und Archive sind nicht zur Verweisangabe verpflichtet. 

(9) Wird einem Antrag ganz oder teilweise nicht entsprochen, so ist in der Mitteilung ein Hinweis 
auf die Rechtschutzmöglichkeiten nach § 19 aufzunehmen.  

(10) Für die Bearbeitung von Anträgen auf Weiterverwendung von Dokumenten und die Bereitstel-
lung der Dokumente zur Weiterverwendung haben sich öffentliche Stellen, soweit möglich und sinnvoll, 
elektronischer Mittel zu bedienen. 

§ 15e 
Verfügbare Formate, Metadaten 

und dynamische Daten 

(1) Öffentliche Stellen haben Dokumente in ihrem Besitz in allen bei ihnen vorhandenen Formaten 
und Sprachen und, soweit möglich und sinnvoll, auf elektronischem Weg in offenen, maschinenlesbaren, 
zugänglichen, auffindbaren und weiterverwendbaren Formaten zusammen mit den zugehörigen Metada-
ten bereitzustellen. Sowohl die Formate als auch die Metadaten haben soweit wie möglich international 
anerkannten formellen, offenen Standards zu entsprechen. 

(2) Öffentliche Stellen werden durch Abs. 1 nicht verpflichtet, Dokumente neu zu erstellen oder an-
zupassen oder Auszüge aus Dokumenten zur Verfügung zu stellen, sofern die Erstellung, Anpassung oder 
auszugsweise Zurverfügungstellung mit einem unverhältnismäßigen Aufwand, der über eine einfache 
Bearbeitung hinausgeht, verbunden ist.  

(3) Öffentliche Stellen sind, soweit in Abs. 6 nicht anderes bestimmt wird, aufgrund dieses Abschnit-
tes ferner nicht verpflichtet, die Erstellung und Speicherung bestimmter Arten von Dokumenten im Hin-
blick auf deren Weiterverwendung fortzusetzen. 

(4) Öffentliche Stellen haben dynamische Daten unmittelbar nach ihrer Erfassung mithilfe einer ge-
eigneten Anwendungsprogrammierschnittstelle (API) und gegebenenfalls als Massen-Download zur Wei-
terverwendung zugänglich zu machen. 
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(5) Abweichend von Abs. 4 sind dynamische Daten dann nicht unmittelbar nach ihrer Erfassung zur 
Weiterverwendung bereitzustellen, wenn dadurch die finanzielle und technische Leistungsfähigkeit der 
öffentlichen Stelle überstiegen und somit zu einem unverhältnismäßigen Aufwand führen würde. In die-
sem Fall sind jene dynamischen Daten innerhalb einer Frist oder mit vorübergehenden technischen Be-
schränkungen zur Weiterverwendung zugänglich zu machen, die die Nutzung ihres wirtschaftlichen oder 
sozialen Potenzials nicht übermäßig beeinträchtigen. Ist aus berechtigten Gründen des öffentlichen Inte-
resses, insbesondere der öffentlichen Gesundheit oder Sicherheit, eine Verifizierung der Daten unerläss-
lich, sind die Daten unmittelbar nach der Verifizierung zugänglich zu machen. 

(6) Wird die Erstellung und Speicherung bestimmter dynamischer Daten eingestellt, hat die öffentli-
che Stelle dies zwei Monate im Vorhinein im Internet bekannt zu machen. 

§ 15f 
Grundsätze zur Entgeltsbemessung 

(1) Forschungsdaten, die dem Anwendungsbereich dieses Abschnittes unterliegen, sind unentgeltlich 
zur Weiterverwendung bereitzustellen. 

(2) Öffentliche Stellen haben andere als die in Abs. 1 genannten Dokumente grundsätzlich unentgelt-
lich zur Weiterverwendung bereitzustellen; es ist ihnen jedoch gestattet, Kosten gemäß Abs. 3 zu verlan-
gen.  

(3) Sofern eine öffentliche Stelle Entgelte für die Weiterverwendung von Dokumenten gemäß Abs. 2 
verlangt, dürfen diese Entgelte nicht die durch die Reproduktion, Bereitstellung und Weiterverbreitung 
sowie die durch die Anonymisierung personenbezogener Daten und Maßnahmen zum Schutz vertrauli-
cher Geschäftsinformationen verursachten Grenzkosten übersteigen.  

(4) Die in Abs. 2 und Abs. 3 festgelegten Beschränkungen der Entgelte für die Weiterverwendung 
von Dokumenten gelten nicht für:  

 a) öffentliche Stellen, deren Auftrag das Erzielen von Einnahmen erfordert, um einen wesentlichen 
Teil ihrer Kosten im Zusammenhang mit der Erfüllung ihrer öffentlichen Aufträge zu decken 
(Abs. 5) und 

 b) Bibliotheken, Museen und Archive. 

(5) Öffentliche Stellen, deren Auftrag das Erzielen von Einnahmen erfordert, um einen wesentlichen 
Teil ihrer Kosten im Zusammenhang mit der Erfüllung ihrer öffentlichen Aufträge zu decken (Abs. 4 
lit. a), haben dies der Landesregierung ehestmöglich mitzuteilen. Die Landesregierung hat eine Liste 
dieser öffentlichen Stellen und die Berechnungskriterien nach Abs. 5 im Internet zu veröffentlichen oder 
leitet die Informationen an den Bund zur Veröffentlichung in der entsprechenden Liste des Bundes weiter, 
sofern seitens des Bundes eine Veröffentlichung in einer einheitlichen Liste erfolgt. 

(6) Soweit die in Abs. 4 lit. a genannten öffentlichen Stellen Entgelte einheben, sind diese nach ob-
jektiven, transparenten und nachprüfbaren Kriterien zu berechnen. Diese Kriterien sind durch Gesetz oder 
Verordnung oder, bei Fehlen solcher Rechtsvorschriften, im Einklang mit der allgemeinen Verwaltungs-
praxis festzulegen. Die Gesamteinnahmen aus der Bereitstellung von Dokumenten und der Gestattung 
ihrer Weiterverwendung in dem entsprechenden Abrechnungszeitraum dürfen die Kosten ihrer Erfassung, 
Erstellung, Reproduktion, Verbreitung und Datenspeicherung sowie gegebenenfalls der Anonymisierung 
personenbezogener Daten und Maßnahmen zum Schutz vertraulicher Geschäftsinformationen zuzüglich 
einer angemessenen Gewinnspanne im Sinne von § 15b lit. n nicht übersteigen. Die Entgelte sind unter 
Beachtung der geltenden Buchführungsgrundsätze zu berechnen. 

(7) Soweit Bibliotheken, Museen und Archive gemäß Abs. 4 lit. b Entgelte einheben, dürfen die Ge-
samteinnahmen aus der Bereitstellung von Dokumenten und der Gestattung ihrer Weiterverwendung in 
dem entsprechenden Abrechnungszeitraum die Kosten ihrer Erfassung, Erstellung, Reproduktion, Ver-
breitung, Datenspeicherung, Bewahrung und der Rechteklärung sowie gegebenenfalls der Anonymisie-
rung personenbezogener Daten und Maßnahmen zum Schutz vertraulicher Geschäftsinformationen zu-
züglich einer angemessenen Gewinnspanne im Sinne von § 15b lit. n nicht übersteigen. Die Entgelte sind 
unter Beachtung der für die betreffenden öffentlichen Stellen geltenden Buchführungsgrundsätze zu be-
rechnen. 

§ 15g 
Transparenz und Standardentgelte 

(1) Im Falle der Einhebung von Entgelten, die im Normalfall für die Weiterverwendung von Doku-
menten eingehoben werden (Standardentgelten), haben öffentliche Stellen diese Standardentgelte, deren 
Berechnungsgrundlage und die Bedingungen im Voraus festzulegen und in geeigneter Weise – soweit 
möglich und sinnvoll im Internet – zu veröffentlichen. 
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(2) Sofern keine Standardentgelte festgesetzt sind, haben öffentliche Stellen die Faktoren zur Be-
rechnung der Entgelte im Voraus anzugeben. Auf Anfrage haben öffentliche Stellen zusätzlich die Be-
rechnungsweise dieser Entgelte in Bezug auf das spezifische Ersuchen auf Weiterverwendung anzugeben. 

§ 15h 
Bedingungen für die Weiterverwendung, 

Standardlizenzen  

(1) Öffentliche Stellen können die Weiterverwendung von Dokumenten an durch ein im Allgemein-
interesse liegendes Ziel gerechtfertigte, objektive, verhältnismäßige und nichtdiskriminierende Bedingun-
gen knüpfen, die die Möglichkeit der Weiterverwendung der Dokumente nicht unnötig einschränken und 
keine Behinderung des Wettbewerbs bewirken.  

(2) Soweit möglich und sinnvoll, haben öffentliche Stellen Standardlizenzen (§ 15b lit. d) zu ver-
wenden. 

(3) Die Standardlizenzen (§ 15b lit. d) müssen an besondere Lizenzanträge angepasst werden kön-
nen, in digitaler Form zur Verfügung stehen und elektronisch bearbeitet werden können. 

§ 15i 
Praktische Vorkehrungen 

Öffentliche Stellen haben praktische Vorkehrungen zur Erleichterung der Suche hinsichtlich jener 
Dokumente, die zur Weiterverwendung verfügbar sind, zu treffen. Insbesondere haben diese: 

 a) Bestandslisten der wichtigsten Dokumente, die zur Weiterverwendung verfügbar sind, im Inter-
net bereitzustellen, sofern dies nicht mit einem unverhältnismäßig hohen Aufwand verbunden ist; 

 b) die wichtigsten Dokumente in einem offenen und maschinenlesbaren Format mit den zugehöri-
gen Metadaten im Internet verfügbar zu machen und nach Möglichkeit mit einem oder mehreren 
Internet-Portalen zu verknüpfen, sofern dies keinen unverhältnismäßigen Aufwand darstellt;  

 c) soweit möglich, im Zusammenhang mit lit. b dafür Sorge zu tragen, dass eine sprachübergreifen-
de Suche nach Dokumenten vorgenommen werden kann; 

 d) auf Anfrage Auskünfte und Informationen bereitzustellen. 

§ 16 
Nichtdiskriminierung 

(1) Öffentliche Stellen haben die Entgelte und sonstigen Bedingungen für die Weiterverwendung 
von Dokumenten, die sich in ihrem Besitz befinden, für vergleichbare Kategorien der Weiterverwendung, 
einschließlich der grenzüberschreitenden Weiterverwendung, nichtdiskriminierend zu gestalten. 

(2) Verwendet eine öffentliche Stelle Dokumente in ihrem Besitz als Ausgangsmaterial für eigene 
Geschäftstätigkeiten, die nicht unter ihre öffentliche Aufgabe fallen, so gelten für die Bereitstellung der 
Dokumente für diese Tätigkeiten dieselben Gebühren und Entgelte und sonstigen Bedingungen wie für 
andere Nutzer. 

§ 17 
Ausschließlichkeitsvereinbarungen 

(1) Öffentliche Stellen haben Dokumente in ihrem Besitz allen potentiellen Marktteilnehmern zur 
Verfügung zu stellen, selbst wenn auf diesen Dokumenten beruhende Mehrwertprodukte bereits von 
einem oder mehreren Marktteilnehmern genutzt werden. Verträge oder sonstige Vereinbarungen zwi-
schen öffentlichen Stellen und Dritten, welche ausschließliche Rechte hinsichtlich der Weiterverwendung 
der in den Anwendungsbereich dieses Abschnittes fallenden Dokumente festlegen (Ausschließlichkeits-
vereinbarungen), sind unzulässig. 

(2) Abs. 1 gilt nicht, wenn für die Bereitstellung eines Dienstes im öffentlichen Interesse die Ein-
räumung eines ausschließlichen Rechtes erforderlich ist. Der Grund für eine solche Ausschließlichkeits-
vereinbarung ist regelmäßig, mindestens jedoch alle drei Jahre, zu überprüfen. In derartigen Ausschließ-
lichkeitsvereinbarungen ist eine Bestimmung aufzunehmen, die der öffentlichen Stelle dann ein besonde-
res Kündigungsrecht sichert, wenn die regelmäßige Überprüfung ergibt, dass der die Ausschließlichkeits-
vereinbarung rechtfertigende Grund nicht mehr vorliegt. Für die Digitalisierung von Kulturbeständen 
gelten die Abs. 4 und 5.  

(3) Sofern eine öffentliche Stelle einem Dritten ein ausschließliches Recht gemäß Abs. 2 einräumt, 
sind die wesentlichen Aspekte der nach dem Inkrafttreten des 4. Abschnittes dieses Gesetzes getroffenen 
Ausschließlichkeitsvereinbarungen spätestens zwei Monate vor ihrem Inkrafttreten im Internet öffentlich 
zugänglich zu machen. Die wesentlichen Aspekte der endgültigen Bedingungen der am oder nach dem 
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16. Juli 2019 getroffenen Ausschließlichkeitsvereinbarungen müssen transparent sein und im Internet 
öffentlich zugänglich gemacht werden.  

(4) Bezieht sich ein ausschließliches Recht auf die Digitalisierung von Kulturbeständen, darf es un-
beschadet des Abs. 1 im Allgemeinen für höchstens zehn Jahre gewährt werden. Wird es für mehr als 
zehn Jahre gewährt, wird die Gewährungsdauer im elften Jahr und danach gegebenenfalls alle sieben 
Jahre überprüft. In die Ausschließlichkeitsvereinbarung ist eine Bestimmung aufzunehmen, die der öf-
fentlichen Stelle dann ein besonderes Kündigungsrecht sichert, wenn die Überprüfung ergibt, dass der die 
Ausschließlichkeitsvereinbarung rechtfertigende Grund nicht mehr vorliegt.  

(5) Sofern eine öffentliche Stelle ein ausschließliches Recht auf die Digitalisierung von Kulturbe-
ständen einräumt, müssen diese transparent sein und öffentlich – nach Möglichkeit im Internet – bekannt 
gemacht werden. Im Falle eines solchen ausschließlichen Rechtes ist der betreffenden öffentlichen Stelle 
im Rahmen der Vereinbarung eine Kopie der digitalisierten Kulturbestände unentgeltlich zur Verfügung 
zu stellen. Diese Kopie ist am Ende des Ausschließlichkeitszeitraumes zur Weiterverwendung zur Verfü-
gung zu stellen.  

(6) Werden rechtliche oder praktische Vereinbarungen getroffen, die nicht ausdrücklich ausschließli-
che Rechte gewähren, die aber darauf abzielen oder bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie 
die Weiterverwendung von Dokumenten durch andere als die an der Vereinbarung beteiligten Dritten 
beschränken, so sind deren wesentlichen Aspekte spätestens zwei Monate vor ihrem Inkrafttreten im 
Internet öffentlich zugänglich zu machen. Die Auswirkungen solcher rechtlichen oder praktischen Ver-
einbarungen auf die Verfügbarkeit von Daten zur Weiterverwendung sind regelmäßig, mindestens jedoch 
alle drei Jahre, zu überprüfen. In die rechtliche oder praktische Vereinbarung ist eine Bestimmung aufzu-
nehmen, die der öffentlichen Stelle dann ein besonderes Kündigungsrecht sichert, wenn die regelmäßige 
Überprüfung ergibt, dass der die Vereinbarung rechtfertigende Grund nicht mehr vorliegt. Die wesentli-
chen Aspekte der endgültigen Bedingungen solcher Vereinbarungen müssen transparent sein und im 
Internet öffentlich zugänglich gemacht werden. 

(7) Am 17. Juli 2013 bestehende Ausschließlichkeitsvereinbarungen, die von öffentlichen Stellen 
abgeschlossen wurden und nicht unter die Ausnahmen gemäß Abs. 2 bis 6 fallen, enden mit Vertragsab-
lauf; sie gelten spätestens mit Ablauf des 18. Juli 2043 als aufgelöst.  

§ 17a 
Forschungseinrichtungen und  

Forschungsförderungseinrichtungen 

(1) Die Bestimmungen des § 15e und der §§ 15h bis 17 sowie des § 19 Abs. 3 gelten auch für For-
schungseinrichtungen und Forschungsförderungseinrichtungen sowie für Bildungseinrichtungen, die den 
Bestimmungen dieses Abschnittes unterliegen, in Bezug auf Forschungsdaten im Sinne des § 15 Abs. 2 
lit. b in Verbindung mit § 15b lit. g. 

(2) Öffentliche Stellen, Forschungseinrichtungen und Forschungsförderungseinrichtungen haben die 
Verfügbarkeit von Forschungsdaten durch die Annahme entsprechender Strategien und Maßnahmen mit 
dem Ziel zu fördern, öffentlich finanzierte Forschungsdaten nach dem Grundsatz der standardmäßig offe-
nen Daten im Einklang mit Rechten des geistigen Eigentums und dem Schutz personenbezogener Daten, 
unter Berücksichtigung von legitimen Geschäftsinteressen sowie unter Beachtung der Grundsätze der 
Vertraulichkeit und Sicherheit möglichst offen zugänglich zu machen. 

§ 18 
Hochwertige Datensätze 

(1) Die Landesregierung hat durch Verordnung jene Bestimmungen festzulegen, die erforderlich 
sind, um den auf der Grundlage von Art. 14 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2019/1024 von der Europäischen 
Kommission erlassenen Durchführungsrechtsakten in Verbindung mit Art. 14 der Richtlinie (EU) 
2019/1024 rechtlich zu entsprechen. 

(2) Öffentliche Stellen haben hochwertige Datensätze im Sinne des § 15b lit. h, die in den Anwen-
dungsbereich dieses Abschnittes fallen, vorbehaltlich des Abs. 3 und des Abs. 4,   

 a) kostenlos,  

 b) in maschinenlesbaren Formaten,  

 c) mithilfe geeigneter Anwendungsprogrammierschnittstellen (API) und  

 d) falls technisch erforderlich, als Massen-Download  

zur Weiterverwendung zugänglich zu machen. 

(3) Die Verpflichtung gemäß Abs. 1 lit. a hochwertige Datensätze kostenlos verfügbar zu machen, 
gilt nicht für Bibliotheken, Museen und Archive. 
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(4) Abweichend von Abs. 2 hat die Landesregierung durch Verordnung festzulegen, dass öffentliche 
Stellen, die Einnahmen erzielen müssen, um einen wesentlichen Teil ihrer Kosten bei der Wahrnehmung 
ihres öffentlichen Auftrages zu decken, von dem in einem auf der Grundlage des Art. 14 Abs. 1 der Richt-
linie (EU) 2019/1024 von der Europäischen Kommission erlassenen Durchführungsrechtsaktes oder dem 
in einer Verordnung nach Abs. 1 festgelegten Erfordernis, hochwertige Datensätze kostenlos zur Verfü-
gung zu stellen, für einen Zeitraum von höchstens zwei Jahren befreit sind, wenn sich die kostenlose 
Bereitstellung wesentlich auf den Haushalt der betreffenden öffentlichen Stellen auswirken würde. 

§ 19 
Rechtsschutz 

(1) Wurde einem Antrag auf Weiterverwendung eines Dokumentes nicht oder nur teilweise entspro-
chen oder ist die öffentliche Stelle mit der Erledigung des Antrages säumig, ist auf Verlangen des An-
tragstragstellers hierüber ein Bescheid zu erlassen. Ein Antrag auf Erlassung eines Bescheides kann – 
außer in den Fällen der Säumnis der öffentlichen Stelle – binnen vier Wochen ab Zugang der Mitteilung, 
dass dem Begehren nicht oder nur teilweise entsprochen wird oder die Bereitstellung des Dokuments vom 
Abschluss einer Lizenz abhängig gemacht wird, gestellt werden. 

(2) Wurde dem Antragsteller ein endgültiges Lizenzangebot unterbreitet, ist auf sein Verlangen mit 
Bescheid festzustellen, ob einzelne Bestimmungen des Lizenzangebotes diesem Abschnitt entsprechen. 
Wird festgestellt, dass Bestimmungen des Lizenzangebotes diesem Abschnitt nicht entsprechen, hat die 
öffentliche Stelle dem Antragsteller neuerlich ein endgültiges Lizenzangebot zu unterbreiten, welches 
diese Entscheidung berücksichtigt; hierbei gelten die in § 15d Abs. 4 festgelegten Fristen sinngemäß. 

(3) Bescheide im Sinne des Abs. 1 und 2 sind spätestens innerhalb von acht Wochen nach dem Ein-
langen eines Verlangens auf Bescheiderlassung zu erlassen. Zuständig zur Erlassung eines Bescheides im 
Sinne des Abs. 1 und 2 ist die jeweilige öffentliche Stelle, soweit sie behördliche Aufgaben besorgt; ist 
dies nicht der Fall, sind Anträge auf Erlassung eines Bescheides im Sinne des Abs. 1 und 2 ohne unnöti-
gen Aufschub an die für die Führung der Aufsicht der die für deren Einrichtung zuständige bescheiderlas-
sende Stelle, in sonstigen Fällen an die Bezirksverwaltungsbehörde des Verwaltungsbezirkes, in dem die 
öffentliche Stelle ihren Sitz hat, weiterzuleiten.“ 

3. In § 19b Abs. 4 letzter Satz wird die Wortfolge „die Agrarbehörde erster Instanz“ durch die Wortfolge 
„das Amt der Kärntner Landesregierung als Agrarbehörde Kärnten“ ersetzt.  

4. § 19d Abs. 2 lautet:  

„(2) Metadaten nach Abs. 1 müssen den Durchführungsbestimmungen nach Art. 5 Abs. 4 und nach 
Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2007/2/EG, insbesondere den in der Verordnung (EG) Nr. 1205/2008 und der 
Verordnung (EG) 1089/2010 genannten Erfordernissen, entsprechen.“ 

5. § 19d Abs. 3 lautet: 

„(3) Die öffentlichen Geodatenstellen haben die bei ihnen vorhandenen oder für sie bereitgehaltenen 
Geodatensätze und Geodatendienste, für die Metadaten zu erstellen sind, entsprechend den Durchfüh-
rungsbestimmungen nach Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2007/2/EG durch Anpassung an vorgegebene Stan-
dards oder Transformationsdienste nach § 19e Abs. 1 lit. d verfügbar zu machen.“ 

6. Der Einleitungsteil des § 19e Abs. 1 lautet: 

„Die öffentlichen Geodatenstellen haben für die bei ihnen vorhandenen oder für sie bereitgehaltenen 
Geodatensätze und Geodatendienste, für die nach Maßgabe dieses Abschnittes Metadaten zu erzeugen 
sind, entsprechend den Durchführungsbestimmungen nach Art. 16 der Richtlinie 2007/2/EG, insbesonde-
re der Verordnung (EG) Nr. 976/2009, folgende Netzdienste zu schaffen und zu betreiben:“ 

7. § 19f Abs. 2 lit. a lautet: 

 „a) die Metadaten, Geodatensätze und Geodatendienste und Netzdienste, letztere soweit diese auf 
Grund der Durchführungsbestimmungen nach Art. 16 der Richtlinie 2007/2/EG, insbesondere der 
Verordnung (EG) Nr. 976/2009, erforderlich sind, den Bestimmungen dieses Abschnittes ent-
sprechen,“ 

8. § 19h Abs. 4 erhält folgende Fassung und es wird ihm nachstehender Abs. 5 angefügt:  

„(4) Werden für Darstellungsdienste (§ 19e Abs. 1 lit. b), Download-Dienste (§ 19e Abs. 1 lit. c) und 
Dienste zum Abrufen von Geodatendiensten (§ 19e Abs. 1 lit e) Entgelte verlangt, sind diese auf die in 
§ 15f Abs. 3 festgelegten Beschränkungen für Entgelte zu begrenzen und es müssen zu deren Abwicklung 
Dienstleistungen des elektronischen Geschäftsverkehrs verfügbar sein. Für diese Daten können Haftungs-
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ausschlüsse, elektronische Lizenzvereinbarungen oder erforderlichenfalls Lizenzen in sonstiger Form, 
soweit in § 15h nicht anderes bestimmt ist, vorgesehen werden. 

(5) Öffentliche Geodatenstellen haben für die Inanspruchnahme von Netzdiensten durch die Öffent-
lichkeit die Bestimmungen des 4. Abschnittes, insbesondere die in den §§ 15g und 15h festgelegten Be-
dingungen für die Weiterverwendung von Dokumenten zu beachten.“ 

9. § 19j Abs. 3 lautet: 

„(3) Die Nutzung von Geodatensätzen und Geodatendiensten durch Stellen nach Abs. 1 kann – über 
§ 19i Abs. 4 hinaus – an Bedingungen gebunden werden. Diese sind gegenüber Organen und Einrichtun-
gen der Europäischen Union gemäß den Durchführungsbestimmungen nach Art. 17 Abs. 8 der Richtlinie 
2007/2/EG, insbesondere der Verordnung (EU) 268/2010, zu gestalten. Die Nutzung durch Einrichtungen 
nach Abs. 1 lit. c ist nur auf der Grundlage von Gegenseitigkeit und Gleichwertigkeit zulässig.“ 

10. § 19m Abs. 1 erster Satz lautet: 

„Die öffentlichen Geodatenstellen und Dritte im Sinne des § 19b Abs. 1 lit. d Z 2, denen Netzzugang 
gewährt wird, haben die Schaffung und Nutzung ihrer Geodateninfrastruktur entsprechend den Durchfüh-
rungsbestimmungen nach Art. 21 der Richtlinie 2007/2/EG, insbesondere gemäß dem Durchführungsbe-
schluss (EU) 2019/1372, zu überwachen und diese Informationen der Landesregierung zur Erfüllung der 
in Abs. 2 genannten Verpflichtungen rechtzeitig und auf Dauer zur Verfügung zu stellen.“ 

11. § 19m Abs. 2 lautet: 

„(2) Die Landesregierung hat dem zuständigen Bundesminister die zur Erfüllung der Berichtspflich-
ten nach Art. 21 der Richtlinie 2007/2/EG, insbesondere entsprechend dem Durchführungsbeschluss (EU) 
2019/1372, erforderlichen Informationen rechtzeitig zu übermitteln.“ 

12. § 26a Abs. 2 lautet: 

„(2) Verweise in diesem Gesetz auf Bundesgesetze sind als Verweise auf folgende Fassungen zu 
verstehen: 

 a) Bundesstatistikgesetz 2000, BGBl. I Nr. 163/1999, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 32/2018; 

 b) Geodateninfrastrukturgesetz – GeoDIG, BGBl. I Nr. 14/2010, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 109/2012; 

 c) Datenschutzgesetz – DSG, BGBl. I Nr. 165/1999, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 14/2019.“ 

13. § 26a Abs. 3 und 4 erhalten nachstehende Fassung und es werden § 26a folgende Abs. 5 bis 11 ange-
fügt: 

„(3) Soweit in diesem Gesetz auf die Richtlinie 2007/2/EG verwiesen wird, ist dies als Verweis auf 
die Richtlinie 2007/2/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. März 2007 zur Schaffung 
einer Geodateninfrastruktur in der Europäischen Gemeinschaft (INSPIRE), ABl. Nr. L 108 vom 25. 4. 
2007, S. 1, in der Fassung der Verordnung (EU) 2019/1010 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 5. Juni 2019 zur Angleichung der Berichterstattungspflichten im Bereich der Rechtsvorschriften mit 
Bezug zur Umwelt und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 166/2006 und (EU) Nr. 995/2010 des 
Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 2002/49/EG, 2004/35/EG, 2007/2/EG, 
2009/147/EG und 2010/63/EU des Europäischen Parlaments und des Rates, der Verordnungen (EG) 
Nr. 338/97 und (EG) Nr. 2173/2005 des Rates und der Richtlinie 86/278/EWG des Rates, ABl. Nr. L 170 
vom 25. 6. 2019, S. 115, zu verstehen. 

(4) Soweit in diesem Gesetz auf die Richtlinie (EU) 2019/1024 verwiesen wird, ist dies als Verweis 
auf die Richtlinie (EU) 2019/1024 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 über 
offene Daten und die Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen Sektors, ABl. Nr. L 172 
vom 26. 6. 2019, S. 56, zu verstehen. 

(5) Soweit in diesem Gesetz auf die Richtlinie 2008/114/EG verwiesen wird, ist dies als Verweis auf 
die Richtlinie 2008/114/EG des Rates vom 8. Dezember 2008 über die Ermittlung und Ausweisung euro-
päischer kritischer Infrastrukturen und die Bewertung der Notwendigkeit, ihren Schutz zu verbessern, 
ABl. Nr. L 345 vom 23. 12. 2008, S. 75, verwiesen wird, ist dies als Verweis auf die Richtlinie in der 
Fassung ABl. Nr. L 345 vom 23. 12. 2008, S. 75, zu verstehen.  

(6) Soweit in diesem Gesetz auf die Verordnung (EU) 2016/679 verwiesen wird, ist dies als Verweis 
auf die Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezo-
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gener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung), ABl. Nr. L 119 vom 4. 5. 2016, S. 1, in der geltenden Fassung zu verstehen. 

(7) Soweit in diesem Gesetz auf die Verordnung (EG) Nr. 1205/2008 verwiesen wird, ist dies als 
Verweis auf die Verordnung der Kommission vom 3. Dezember 2008 zur Durchführung der Richtlinie 
2007/2/EG des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich Metadaten, ABl. Nr. L 326 vom 4. 
12. 2008, S. 12, in der geltenden Fassung zu verstehen. 

(8) Soweit in diesem Gesetz auf die Verordnung (EG) Nr. 976/2009 verwiesen wird, ist dies als 
Verweis auf die Verordnung (EG) Nr. 976/2009 der Kommission vom 19. Oktober 2009 zur Durchfüh-
rung der Richtlinie 2007/2/EG des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Netzdienste, 
ABl. Nr. L 274 vom 20. 10. 2009, S. 9, in der geltenden Fassung zu verstehen. 

(9) Soweit in diesem Gesetz auf die Verordnung (EU) Nr. 268/2010 verwiesen wird, ist dies als 
Verweis auf die Verordnung (EU) Nr. 268/2010 der Kommission vom 29. März 2010 zur Durchführung 
der Richtlinie 2007/2/EG des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf den Zugang der Orga-
ne und Einrichtungen der Gemeinschaft zu Geodatensätzen und -diensten der Mitgliedstaaten nach har-
monisierten Bedingungen, ABl. Nr. L 83 vom 30. März 2010, S. 8, in der geltenden Fassung zu verste-
hen. 

(10) Soweit in diesem Gesetz auf die Verordnung (EG) Nr. 1089/2010 verwiesen wird, ist dies als 
Verweis auf die Verordnung (EU) Nr. 1089/2010 der Kommission vom 23. November 2010 zur Durch-
führung der Richtlinie 2007/2/EG des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Interope-
rabilität von Geodatensätzen und -diensten, ABl. Nr. L 323 vom 8. 12. 2010, S. 11, in der geltenden Fas-
sung zu verstehen. 

(11) Soweit in diesem Gesetz auf den Durchführungsbeschluss (EU) 2019/1372 verwiesen wird, ist 
dies als Verweis auf den Durchführungsbeschluss (EU) 2019/1372 der Kommission vom 19. August 2019 
zur Durchführung der Richtlinie 2007/2/EG des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich 
Überwachung und Berichterstattung, ABl. Nr. L 220 vom 23. 8. 2019, S. 1, zu verstehen.“ 

14. In § 26d Abs. 1 wird das Zitat „§ 15 Abs. 4 lit. a“ durch das Zitat „§ 15b lit. a“ ersetzt. 

15. § 27 Abs. 3 und 4 lauten: 

„(3) Durch den 4. Abschnitt wird die Richtlinie (EU) 2019/1024 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 20. Juni 2019 über offene Daten und die Weiterverwendung von Informationen des öffent-
lichen Sektors, ABl. Nr. L 172 vom 26. 6. 2019, S. 56, umgesetzt. 

(4) Durch den 4a. Abschnitt wird die Richtlinie 2007/2/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 14. März 2007 zur Schaffung einer Geodateninfrastruktur in der Europäischen Gemeinschaft 
(INSPIRE), ABl. Nr. L 108 vom 25. 4. 2007, S. 1, zuletzt geändert durch die Verordnung (EU) 
2019/1010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 zur Angleichung der Berichter-
stattungspflichten im Bereich der Rechtsvorschriften mit Bezug zur Umwelt und zur Änderung der Ver-
ordnungen (EG) Nr. 166/2006 und (EU) Nr. 995/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates, der 
Richtlinien 2002/49/EG, 2004/35/EG, 2007/2/EG, 2009/147/EG und 2010/63/EU des Europäischen Par-
laments und des Rates, der Verordnungen (EG) Nr. 338/97 und (EG) Nr. 2173/2005 des Rates und der 
Richtlinie 86/278/EWG des Rates, ABl. Nr. L 170 vom 25. 6. 2019, S. 115, umgesetzt.“ 

Artikel II 

Das Kärntner Landesarchivgesetz – K-LAG, LGBl. Nr. 40/1997, zuletzt in der Fassung des Gesetzes 
LGBl. Nr. 71/2018, wird wie folgt geändert: 

1. § 15 Abs. 4 und 5 lauten:  

„(4) Die Anstalt darf Dritten ausschließliche Rechte zur Weiterverwendung von Dokumenten im 
Sinne des § 17 Abs. 1 bis 3 K-ISG und ausschließliche Rechte in Bezug auf die Digitalisierung von Kul-
turbeständen im Sinne des § 17 Abs. 4 und 5 K-ISG nur nach Maßgabe des 4. Abschnittes des K-ISG 
einräumen. 

(5) Die festgelegten Kostensätze sind in den für die Benützer zugänglichen Räumlichkeiten der An-
stalt anzuschlagen sowie nach Maßgabe der §§ 15f bis 15i K-ISG auf der Internetseite der Anstalt zu 
veröffentlichen.“ 

2. In § 17 Abs. 2 zweiter Satz wird das Zitat „§ 17a K-ISG“ durch das Zitat „§ 15f K-ISG“ ersetzt.  
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3. § 17 Abs. 3 lautet: 

„(3) Die Benützungsordnung ist in den für die Benützer zugänglichen Räumlichkeiten der Anstalt 
anzuschlagen sowie nach Maßgabe der §§ 15f bis 15i K-ISG auf der Internetseite der Anstalt zu veröf-
fentlichen.“   

Artikel III 

Das Kärntner Landesmuseumsgesetz – K-LMG, LGBl. Nr. 72/1998, zuletzt in der Fassung des Ge-
setzes LGBl. Nr. 56/2017 wird wie folgt geändert: 

1. § 9 Abs. 3 zweiter Satz lautet: 

„Die Festlegung der Höhe der Kostenersätze hat nach Maßgabe des § 33 dieses Gesetzes und des § 15f K-
ISG zu erfolgen.“ 

2. § 9 Abs. 4 und 5 lauten: 

„(4) Die Anstalt darf Dritten ausschließliche Rechte zur Weiterverwendung von Dokumenten 
(Sammlungsexponaten) im Sinne des § 17 Abs. 1 bis 3 K-ISG und ausschließliche Rechte in Bezug auf 
die Digitalisierung von Kulturbeständen im Sinne des § 17 Abs. 4 und 5 K-ISG nur nach Maßgabe des 
4. Abschnittes des K-ISG einräumen. 

(5) Die Bedingungen für die Weiterverwendung von Sammlungsexponaten sind in den für die Be-
nützer zugänglichen Räumlichkeiten der Anstalt anzuschlagen sowie nach Maßgabe der §§ 15f bis 15i K-
ISG auf der Internetseite der Anstalt zu veröffentlichen.“ 

3. In § 33 Abs. 1 zweiter Satz wird das Zitat „nach Maßgabe des § 17a K-ISG“ durch das Zitat „nach 
Maßgabe des § 15f K-ISG“ ersetzt. 

4. § 33 Abs. 2 lautet: 

„(2) Die festgelegten Kostenersätze sind in den für die Benützer zugänglichen Räumlichkeiten der 
Anstalt anzuschlagen sowie nach Maßgabe der §§ 15f bis 15i K-ISG auf der Internetseite der Anstalt zu 
veröffentlichen.“ 

Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt an dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.  

Der Präsident des Landtages: 
Ing. R o h r 

 

Der Landeshauptmann: 
Mag. Dr. K a i s e r 

 

Die Landeshauptmann-Stellvertreterin: 
Dr.in Pr e t tne r  

 

Die Landeshauptmann-Stellvertreterin: 
Mag.a Dr.in Sc ha uni g -K a n d ut  

 

Der Landesrat: 
Ing. Fe l l ne r  

 

Die Landesrätin: 
Mag.a Sc haar  

 

Der Landesrat: 
G r ube r  

Der Landesrat: 
Mag. Sc husc hni g  




	LANDESGESETZBLATT
	Artikel I
	1. Das Inhaltsverzeichnis zum 4. Abschnitt lautet:
	2. Der 4. Abschnitt des Gesetzes lautet:
	„4. Abschnitt Weiterverwendung von Dokumenten öffentlicher Stellen
	3. In § 19b Abs. 4 letzter Satz wird die Wortfolge „die Agrarbehörde erster Instanz“ durch die Wortfolge „das Amt der Kärntner Landesregierung als Agrarbehörde Kärnten“ ersetzt.
	4. § 19d Abs. 2 lautet:
	5. § 19d Abs. 3 lautet:
	6. Der Einleitungsteil des § 19e Abs. 1 lautet:
	7. § 19f Abs. 2 lit. a lautet:
	8. § 19h Abs. 4 erhält folgende Fassung und es wird ihm nachstehender Abs. 5 angefügt:
	9. § 19j Abs. 3 lautet:
	10. § 19m Abs. 1 erster Satz lautet:
	11. § 19m Abs. 2 lautet:
	12. § 26a Abs. 2 lautet:
	13. § 26a Abs. 3 und 4 erhalten nachstehende Fassung und es werden § 26a folgende Abs. 5 bis 11 angefügt:
	14. In § 26d Abs. 1 wird das Zitat „§ 15 Abs. 4 lit. a“ durch das Zitat „§ 15b lit. a“ ersetzt.
	15. § 27 Abs. 3 und 4 lauten:
	Artikel II
	1. § 15 Abs. 4 und 5 lauten:
	2. In § 17 Abs. 2 zweiter Satz wird das Zitat „§ 17a K-ISG“ durch das Zitat „§ 15f K-ISG“ ersetzt.
	3. § 17 Abs. 3 lautet:
	Artikel III
	1. § 9 Abs. 3 zweiter Satz lautet:
	2. § 9 Abs. 4 und 5 lauten:
	3. In § 33 Abs. 1 zweiter Satz wird das Zitat „nach Maßgabe des § 17a K-ISG“ durch das Zitat „nach Maßgabe des § 15f K-ISG“ ersetzt.
	4. § 33 Abs. 2 lautet:
	Artikel IV


		2021-12-22T14:34:37+0100
	Weitere Informationen unter https://www.ktn.gv.at/amtssignatur/




